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3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts Berlin
vom 13. November 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten fÃ¼r
das Beschwerdeverfahren sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des
Sozialgerichts Berlin (SG) vom 13. November 2019 ist nicht begrÃ¼ndet. Das SG
hat den am 26. Juli 2019 gestellten Antrag, die Antragsgegnerin im Wege der
einstweiligen Anordnung zu verpflichten, den Antragsteller vorlÃ¤ufig bis zum
Abschluss des Hauptsacheverfahrens mit CannabisblÃ¼ten der Sorten Bedrocan
oder Bakerstreet im Ã¤rztlich verordneten Umfang zu versorgen, zu Recht
abgelehnt. Die Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass der begehrten einstweiligen
Anordnung lagen nicht vor.

Nach Â§ 86b Abs. 2 S. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ist der Erlass einer einstweiligen
Anordnung zulÃ¤ssig, wenn andernfalls die Gefahr besteht, dass ein Recht des
Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert wird. GemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 2 S. 2
SGG kann das Gericht auf Antrag eine einstweilige Anordnung auch zur Regelung
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eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis treffen,
wenn dies zur Abwendung wesentlicher Nachteile notwendig erscheint (sog.
Regelungsanordnung). Voraussetzung sind das Bestehen eines
Anordnungsanspruches und das Vorliegen eines Anordnungsgrundes. Der
Anordnungsanspruch bezieht sich dabei auf den geltend gemachten materiellen
Anspruch, fÃ¼r den vorlÃ¤ufiger Rechtschutz begehrt wird. Die erforderliche
Dringlichkeit betrifft den Anordnungsgrund. Die Tatsachen, die den
Anordnungsgrund und den Anordnungsanspruch begrÃ¼nden sollen, sind
darzulegen und glaubhaft zu machen (Â§ 86b Abs. 2 S. 4 SGG i. V. m. Â§ 920 Abs. 2
Zivilprozessordnung). Entscheidungen dÃ¼rfen dabei grundsÃ¤tzlich auf eine
summarische PrÃ¼fung der Erfolgsaussichten in der Hauptsache gestÃ¼tzt werden.
Drohen dem Versicherten aber ohne die GewÃ¤hrung vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes
schwere und unzumutbare, anders nicht abwendbare Nachteile, zu deren
nachtrÃ¤glicher Beseitigung die Entscheidung in der Hauptsache nicht mehr in der
Lage wÃ¤re, verlangt Art. 19 Abs. 4 Satz 1 Grundgesetz (GG) von den
Sozialgerichten grundsÃ¤tzlich eine eingehende PrÃ¼fung der Sach- und
Rechtslage, die sich von der im Hauptsacheverfahren nicht unterscheidet (vgl. 
BVerfGE 79, 69 (74); 94, 166 (216); NJW 2003, 1236f.). Sind die Sozialgerichte
durch eine Vielzahl von anhÃ¤ngigen entscheidungsreifen Rechtsstreitigkeiten
belastet oder besteht die Gefahr, dass die dem vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzverfahren
zu Grunde liegende BeeintrÃ¤chtigung des Lebens, der Gesundheit oder der
kÃ¶rperlichen Unversehrtheit des Versicherten sich jederzeit verwirklichen kann,
verbieten sich zeitraubende Ermittlungen im vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzverfahren. In
diesem Fall, der in der Regel vorliegen wird, hat sich die Entscheidung an einer
AbwÃ¤gung der widerstreitenden Interessen zu orientieren (BVerfG NJW 2003, 1236
f.). Dabei ist in Anlehnung an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
zu Â§ 32 Bundesverfassungsgerichtsgesetz eine FolgenabwÃ¤gung vorzunehmen,
bei der die ErwÃ¤gung, wie die Entscheidung in der Hauptsache ausfallen wird,
regelmÃ¤Ã�ig auÃ�er Betracht zu bleiben hat. AbzuwÃ¤gen sind stattdessen die
Folgen, die eintreten wÃ¼rden, wenn die Anordnung nicht erginge, obwohl dem
Versicherten die streitbefangene Leistung zusteht, gegenÃ¼ber den Nachteilen, die
entstÃ¼nden, wenn die begehrte Anordnung erlassen wÃ¼rde, obwohl er hierauf
keinen Anspruch hat. Hierbei ist insbesondere die in Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG durch
den Verfassungsgeber getroffene objektive Wertentscheidung zu berÃ¼cksichtigen.
Danach haben alle staatlichen Organe die Pflicht, sich schÃ¼tzend und fÃ¶rdernd
vor die RechtsgÃ¼ter des Lebens, der Gesundheit und der kÃ¶rperlichen
Unversehrtheit zu stellen (vgl. BVerfGE 56, 54 (73)). FÃ¼r das vorlÃ¤ufige
Rechtsschutzverfahren vor den Sozialgerichten bedeutet dies, das diese die
Grundrechte der Versicherten auf Leben, Gesundheit und kÃ¶rperliche
Unversehrtheit zur Geltung zu bringen haben, ohne dabei die ebenfalls der
Sicherung des Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG dienende Pflicht der gesetzlichen
Krankenkassen (vgl. insbesondere aus Â§Â§ 1, 2 Abs. 1 und 4 FÃ¼nftes Buch
Sozialgesetzbuch [SGB V]), ihren Versicherten nur wirksame und hinsichtlich der
Nebenwirkungen unbedenkliche Leistungen zur VerfÃ¼gung zu stellen, sowie die
verfassungsrechtlich besonders geschÃ¼tzte finanzielle StabilitÃ¤t der gesetzlichen
Krankenversicherung (vgl. BVerfGE 68, 193 ( 218)) aus den Augen zu verlieren.
Besteht die Gefahr, dass der Versicherte ohne die GewÃ¤hrung der umstrittenen
Leistung vor Beendigung des Hauptsacheverfahrens stirbt oder er schwere oder
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irreversible gesundheitliche BeeintrÃ¤chtigungen erleidet, ist ihm die begehrte
Leistung regelmÃ¤Ã�ig zu gewÃ¤hren, wenn das Gericht nicht auf Grund
eindeutiger Erkenntnisse davon Ã¼berzeugt ist, dass die begehrte Leistung
unwirksam oder medizinisch nicht indiziert ist oder ihr Einsatz mit dem Risiko
behaftetet ist, die abzuwendende Gefahr durch die Nebenwirkungen der
Behandlung auf andere Weise zu verwirklichen. Besteht die BeeintrÃ¤chtigung des
Versicherten dagegen im Wesentlichen nur darin, dass er die begehrte Leistung zu
einem spÃ¤teren Zeitpunkt erhÃ¤lt, ohne dass sie dadurch fÃ¼r ihn grundsÃ¤tzlich
an Wert verliert, weil die BeeintrÃ¤chtigung der in Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG
genannten RechtsgÃ¼ter durch eine spÃ¤tere LeistungsgewÃ¤hrung beseitigt
werden kann, dÃ¼rfen die Sozialgerichte die begehrte Leistung im Rahmen der
FolgenabwÃ¤gung versagen. Nur durch eine an diesen GrundsÃ¤tzen orientierte
Vorgehensweise bei der FolgenabwÃ¤gung wird dem vom Gesetzgeber in allen
Prozessordnungen vorgesehenen Vorrang des nachgehenden Rechtschutzes vor
dem vorlÃ¤ufigen Rechtsschutz, sowie dem sich aus Art. 20 Abs. 3 GG
abzuleitenden Grundsatz Rechnung getragen, dass die LeistungsgewÃ¤hrung vor
Abschluss des Hauptsacheverfahrens die Ausnahme und nicht die Regel sein soll
(stÃ¤ndige Rechtsprechung des Senats, vgl. z. B. Beschluss des Senats vom 29.
MÃ¤rz 2018 â�� L 1 KR 26/18 B ER â��, juris-Rdnr. 2 mit weiteren Nachweisen).

FÃ¼r eine solche AbwÃ¤gungsentscheidung ist vorliegend indessen kein Raum, weil
es schon an den formellen Voraussetzungen fÃ¼r den vom Antragsteller geltend
gemachten Anspruch fehlt. GemÃ¤Ã� Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 SGB V haben Versicherte
mit einer schwerwiegenden Erkrankung Anspruch auf Versorgung mit Cannabis in
Form von getrockneten BlÃ¼ten oder Extrakten in standardisierter QualitÃ¤t und
auf Versorgung mit Arzneimitteln mit den Wirkstoffen Dronabinol
((â��)-&916;9-trans-Tetrahydrocannabinol â�� = THC) oder Nabilon (ein
synthetisches Cannabinoid), wenn 1.) a) eine allgemein anerkannte, dem
medizinischen Standard entsprechende Leistung nicht zur VerfÃ¼gung steht oder
b) im Einzelfall nach der begrÃ¼ndeten EinschÃ¤tzung der behandelnden
VertragsÃ¤rztin oder des behandelnden Vertragsarztes unter AbwÃ¤gung der zu
erwartenden Nebenwirkungen und unter BerÃ¼cksichtigung des
Krankheitszustandes der oder des Versicherten nicht zur Anwendung kommen kann,
2.) eine nicht ganz entfernt liegende Aussicht auf eine spÃ¼rbare positive
Einwirkung auf den Krankheitsverlauf oder auf schwerwiegende Symptome besteht.
Die Leistung bedarf bei der ersten Verordnung fÃ¼r eine Versicherte oder einen
Versicherten der nur in begrÃ¼ndeten AusnahmefÃ¤llen abzulehnenden
Genehmigung der Krankenkasse, die vor Beginn der Leistung zu erteilen ist (Satz 2).
Die VertragsÃ¤rztin oder der Vertragsarzt, die oder der die Leistung nach Satz 1
verordnet, Ã¼bermittelt die fÃ¼r die Begleiterhebung erforderlichen Daten dem
Bundesinstitut fÃ¼r Arzneimittel und Medizinprodukte in anonymisierter Form;
Ã¼ber diese Ã�bermittlung ist die oder der Versicherte vor Verordnung der Leistung
von der VertragsÃ¤rztin oder dem Vertragsarzt zu informieren (Satz 5). Im Rahmen
des Anspruchs aus Â§ 31 Abs. 6 SGB V wollte der Gesetzgeber in materiell-
rechtlicher Hinsicht die Therapiehoheit des Vertragsarztes bei der Entscheidung
Ã¼ber die medizinische Verwendung von Cannabis stÃ¤rken, wie sich aus der
Formulierung des Â§ 31 Abs. 6 Satz 2 SGB V ergibt (vgl. BT-Drucks 18/10902 S. 20).
Die Therapiehoheit des Arztes endet auch nicht wegen einer mÃ¶glicherweise
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vorhandenen Suchtproblematik. Selbst insoweit bliebe es eine medizinische
Entscheidung des behandelnden Arztes, ob er die Gabe von Cannabis verantworten
kann, weil der Nutzen mÃ¶gliche Nachteile Ã¼berwiegt.

Allerdings setzt der Anspruch eines Versicherten auf Versorgung mit Cannabis
voraus, dass eine entsprechende Ã¤rztliche Therapieentscheidung tatsÃ¤chlich
getroffen wurde und auch dokumentiert ist. Die Verordnung von Arzneimitteln, zu
denen nach Â§ 31 Abs. 6 auch Cannabis in der Form von getrockneten BlÃ¼ten
oder standardisierten Extrakten zÃ¤hlt, ist nach Â§ 73 Abs. 2 Nr. 7 SGB V
Gegenstand der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung. ZusÃ¤tzlich verlangt Â§ 31 Abs. 6
Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b), dass der behandelnde Vertragsarzt eine begrÃ¼ndete
EinschÃ¤tzung abgibt, warum eine andere anerkannte dem medizinischen Standard
entsprechende und zur VerfÃ¼gung stehende Therapie nicht zur Anwendung
kommen kann. Sie setzt nÃ¤mlich voraus, dass unter AbwÃ¤gung der zu
erwartenden Nebenwirkungen und unter BerÃ¼cksichtigung der Entwicklung des
Krankheitszustandes dargestellt wird, weshalb zur Behandlung einer
schwerwiegenden Krankheit anerkannte Behandlungsmethoden nicht zur
Anwendung kommen kÃ¶nnen und die Verordnung von Medizinal-Cannabis
demnach sinnvoll ist. Nicht ausreichend ist hingegen, dass sich der Arzt die
positiven Erfahrungen des Patienten mit Cannabis zu Eigen macht und/oder ganz
allgemein Krankheiten behandelt werden sollen, fÃ¼r welche eine positive Wirkung
von Cannabis-Medikamenten beschrieben worden ist, hier also in Bezug auf
Schmerzlinderung, Tremor, Depression und SchlafstÃ¶rungen.

Der Antragsteller hat nicht glaubhaft gemacht, dass einer seiner behandelnden
Ã�rzte eine Therapieentscheidung fÃ¼r Cannabis in diesem Sinne in begrÃ¼ndeter
Auseinandersetzung mit anderen Therapieoptionen getroffen hat. Dies hat bereits
das Sozialgericht im angefochtenen Beschluss ausfÃ¼hrlich dargestellt. Zur
Vermeidung bloÃ�er Wiederholungen wird hierauf verwiesen, Â§ 142 Abs. 2 S. 3
SGG. In seiner Stellungnahme vom 26. MÃ¤rz 2019 fÃ¼hrt der den Antragsteller
erst seit rund einem Jahr behandelnde Allgemeinmediziners A aus, er befÃ¼rworte
eine Cannabistherapie. Er hat aber die Angaben zur bisherigen Behandlung des
chronischen Schmerzsyndroms mit Analgetika (NSAR; Opioide) nur Ã¼bernommen.
Die Auffassung des Antragstellers selbst, keinerlei Schmerzmedikamente mehr
vertragen zu kÃ¶nnen, weil er auch an chronischer Gastritis leide, hat sich der
Behandler nicht zu Eigen gemacht. Dass der Vorbehandler Bnoch
TherapiemÃ¶glichkeiten gesehen hat und ferner unklar ist, weshalb die weiteren
mit Schmerzen verbunden Leiden (Femurnekrose links, Morbus Bechterew) nicht
adÃ¤quat behandelt werden, hat bereits das SG dargestellt. Eine
Schmerzbehandlung nach dem WHO-Stufenschema ist noch nicht erfolglos
durchlaufen worden. Nach den eigenen Angaben des Antragstellers soll jetzt
(erstmals) ein Schmerztherapeut aufgesucht werden.

Aus dem im Nachgang durch den Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin A eingereichten
Befundbericht vom 11. November 2019 ergibt sich nichts anderes. Dieser
erschÃ¶pft sich hinsichtlich der Behandlungsalternativen in der Aussage, die
bisherige Behandlung durch herkÃ¶mmliche/konservative Medikamente
(Analeptika/Antidepressiva) seien "frustran". Zu den BehandlungsmÃ¶glichkeiten
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mit cannabishalten Arzneimitteln wird nur auf die "Erfahrungen des Patienten"
verwiesen, der subjektive, "nicht objektive", Besserung geschildert habe.

Die Kostenentscheidung ergeht entsprechend Â§ 193 SGG.

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
angefochten werden, Â§ 177 SGG.

Erstellt am: 24.01.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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